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Ohr am Puls des Volkes
Staatsminister Hubert Aiwanger: „Grüne Ideologie lassen wir nicht zu“

In einem Interview mit dieser 
Zeitschrift adelte der frühere 
Bundesverkehrsminister Dr. Peter 

Ramsauer (CSU) den Bundesvorsit-
zenden der Freien Wähler und 
Staatsminister für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie sowie 
Bayerns stellvertretenden Minister-
präsidenten, Hubert Aiwanger, mit 
den Worten: „Aiwanger macht den 
neuen Franz Josef Strauß. Er spricht 
vor allem die Protestwähler an und 

verhindert durch seine Politik, dass 
diese AfD wählen.“ 

In der Tat: Hubert Aiwanger ist 
wie der frühere bayerische Minister-
präsident Franz Josef Strauß ein 
Volkstribun. Seine umjubelten 
 öffentlichen Auftritte sind legendär, 
weil er – wie er über sich selbst 
sagt – sein Ohr am Puls des  
Volkes hat. So setzte er auf einer  
Demonstra   tion gegen Habecks  
Gebäudeener giegesetz auf totale 
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„Aiwanger macht  
den neuen  
Franz Josef Strauß.“ 
(Dr. Peter Ramsauer) 

Fotos: FREIE WÄHLER Bayern



Konfrontation. Die schweigende 
Mehrheit müsse sich die Demokratie 
wieder zurückholen und man müsse 
denen in Berlin sagen: „Ihr habt 
wohl den Arsch offen da oben.“ Dass 
ihm ob dieser Aussagen attestiert 
wurde, er habe eine rote Linie über-
schritten, werde ihn nicht davon ab-
halten, Fehlentwicklungen auch mit 
drastischen Worten anzusprechen, 
so Hubert Aiwangers Antwort auf 
die gegen ihn gerichteten Vorwürfe. 

Auch ein Blick aus der Retrospek-
tive zeigt, dass Hubert Aiwanger 
sich nie gescheut hat, gegen den 
Strich zu bürsten. Im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2013 positionierte 
er seine Partei als Protestpartei ge-
gen die Euro-Rettungspolitik. Im 
Jahr 2014 gab Aiwanger ein Inter-
view, in welchem er im Hinblick auf 
die Ukraine-Krise sich dagegen 
wandte, „mit dem Finger nur auf 
Russland zu zeigen“. Beide Seiten 
hätten „Dreck am Stecken“.  

Auch zum Verbot des Verbren-
nungsmotors ab 2035 hat Hubert 
Aiwanger eine eindeutige Haltung: 
Das Verbot habe nicht das Ziel, den 
Verkehr zu dekarbonisieren, sondern 
vielfach ginge es den „Ideologen“ 
darum, „das Auto komplett abzu-
schaffen und jegliche individuelle 
Mobilität zu verhindern“. 

Als Pläne der Deutschen Gesell-
schaft für Ernährung bekannt wur-
den, aus gesundheitlichen und 
nachhaltigen Gründen Empfehlun-
gen für den Fleischkonsum anzu-
passen und für eine „pflanzenbeton-
te Ernährung mit geringem Fleisch-
verzehr“ zu werben, kommentierte 
Aiwanger: „Die Deutsche Gesell-
schaft für Ernährung sollte in die 
Deutsche Gesellschaft für Mangeler-

nährung umbenannt werden.“ Origi-
nalton Aiwanger: „Wollt ihr uns aus-
hungern, wie nach dem Krieg?“ 

Dass derartige Aussagen bei den 
Linksparteien und großen Teilen der 
Medien Widerspruch beziehungs-
weise die üblichen Verdächtigungen 
hervorrufen, überrascht nicht. Popu-
lismus und AfD-Rhetorik sind noch 
die harmlosesten Umschreibungen, 
wenn es gilt, Aiwangers Debatten-
Kultur zu kompromittieren. 

Aber auch mit Vorwürfen, die ihn in 
die Nazi-Ecke drängen, muss Hubert 
Aiwanger leben. So geschehen im Au-
gust 2023, indem die Süddeutsche 
Zeitung über ein Flugblatt mit rechts-
extremen und antisemitischen Inhal-
ten berichtete, das Hubert Aiwanger 
als Jugendlicher verfasst haben sollte. 
Inzwischen steht fest, dass nicht der 
bayerische Staatsminister, sondern 
sein Bruder Verfasser des Flugblattes 
war, der nach eigenen Worten mit der 
„stark überspitzten Form der Satire“ 
linksradikale Lehrer „so richtig auf die 
Palme bringen wollte“.  

Die Flugblattaffäre entwickelte 
sich für die beteiligten Protagonis-
ten aus Medien und Politik zum Bu-
merang. Nach Bekanntwerden der 
SZ-Affäre legten die Freien Wähler 
in Umfragen stark zu und Aiwanger 
gewann bei den anschließenden 
Landtagswahlen am 08. Oktober 
2023 ein Direktmandat mit 37,2 
Prozent der Erststimmen. 

Ob und wie Hubert Aiwanger sei-
ne Partei auch auf Bundesebene po-
sitionieren will und wie er die künf-
tige politische Gemengelage thema-
tisch für sich einzuordnen gedenkt, 
erläuterte der stellvertretende baye-
rische Ministerpräsident in einem 
Gespräch mit Janina Schäfer. 
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„Das Verbot hat nicht 
das Ziel, den Verkehr 
zu dekarbonisieren, 
sondern vielfach geht 
es den ,Ideologen‘  
darum, ,das Auto 
 komplett abzuschaffen 
und jegliche individuel-
le Mobilität zu verhin-
dern‘.“  
(Hubert Aiwanger zum 
Verbot des Verbrenner-
 motors ab 2035)

„Die Deutsche Gesell-
schaft für Ernährung 
sollte in die Deutsche 
Gesellschaft für Man-
gelernährung umbe-
nannt werden.“



?Herr Staatsminister, werden die FREIEN 
WÄHLER mit Hubert Aiwanger als Spitzen-

kandidat bei der nächsten Bundestagswahl an-
treten? 
 
Hubert Aiwanger: Das ist noch nicht entschie-
den. Die FREIEN WÄHLER werden zu gegebener 
Zeit viele gute Vertreter für Berlin bestimmen. 
Mit der Ampel steuern wir sehenden Auges auf 
das Unheil zu – das müssen wir verhindern. 
 

?Maaßens WerteUnion und das Bündnis 
Deutschland positionieren sich zwischen 

CDU und AfD, werben also in gewisser Weise um 
das gleiche Wählerpotential wie Ihre Partei. Be-
unruhigt es Sie nicht mit Blick auf die Fünf-Pro-
zent-Hürde, wenn drei Parteien im selben Teich 
fischen? 
 
Hubert Aiwanger: Wir sind die liberal-wertkon-
servative Mitte, die ideologiefrei nach vernünfti-
gen Lösungen sucht. Wir lassen uns nicht in Ni-
schen zwischen verschiedenen Parteien einsor-
tieren. 
 

?Sollten Sie den Einzug in den Deutschen 
Bundestag schaffen, haben Sie Koalitions-

Präferenzen? 
 
Hubert Aiwanger: Wir streben ein bürgerliches 
Regierungsbündnis ohne die Grünen an. Im be-
sten Fall mit CDU und FDP, falls diese wieder zu 
sich und den Bürgern findet und im nächsten 
Bundestag vertreten sein wird. Die grüne Ideo-
logie und das Versagen der anderen Parteien bei 
wichtigen Themen wie der Zuwanderung hat das 
Land tief gespalten und radikale Parteien ge-
stärkt. 
 

?Werden auch Sie, wie die CDU, eine soge-
nannte Brandmauer aufbauen? Wenn ja, zu 

welcher Partei? 
 
Hubert Aiwanger: Beim Bundesparteitag im Fe-
bruar 2024 haben die FREIEN WÄHLER einen 
Antrag, der eine Zusammenarbeit mit extremen 
politischen Kräften im linken und rechten Spek-
trum ausschließt, einstimmig gefasst. Dieser An-
trag bestätigt die strikte Abgrenzung gegen die 
extremen politischen Ränder, die bei uns FREIEN 
WÄHLERN seit Jahren gelebte Praxis ist. Wir ste-
hen für eine starke demokratische Mitte und ei-
ne Abgrenzung gegen rechts außen und links 
außen sowie gegen religiösen Extremismus. 
 

?Halten Sie es für denkbar oder rechnen Sie 
sogar damit, dass Ihre Partei durch den poli-

tischen Gegner beziehungsweise von großen 
Teilen der Qualitätsmedien in die rechte Ecke 
gedrängt und mit brauner Tunke übergossen 

wird? Die Verleumdungskampagne der Süd-
deutschen Zeitung gegen Sie gibt ja so etwas 
wie einen kleinen Vorgeschmack… 
 
Hubert Aiwanger: Ich glaube, zur Süddeutschen 
Zeitung ist alles gesagt. Aber die von Ihnen an-
gesprochenen deutschen Medien lassen sich 
mit Sicherheit nicht alle über einen Kamm sche-
ren. Ich habe großen Respekt vor guter und fai-
rer journalistischer Arbeit. 
 

?Apropos Vorgeschmack: Dem ehemaligen 
Bundesfinanzminister Theo Waigel wird nach-

gesagt, dass er „alles dafür tun werde“, dass Hu-
bert Aiwanger nicht in den Bundestag kommt 
und Michel Friedman sagt, Sie hätten AfD-Ni-
veau und würden Gift verspritzen. Lassen Sie 
solche Angriffe kalt? 
 
Hubert Aiwanger: Diese peinliche Eifersüchtelei 
der CSU erleben wir schon seit Jahren. Auch im 
Sommer 2023, vor der Landtagswahl, hat die 
CSU händeringend versucht, Veranstaltungen mit 
mir als Redner zu hintertreiben, indem auf Ver-
anstalter eingewirkt wurde, mich auszuladen. Ei-
nige in der CSU, zum Beispiel auch deren Ehren-
vorsitzender Waigel, haben immer noch nicht ver-
standen, dass ohne starke FREIE WÄHLER auch 
in Bayern die Grünen mit an der Regierung wären 
und unter anderem das Landwirtschaftsministe-
rium in grüner Hand wäre, vielleicht auch wie in 
Berlin das Wirtschaftsministerium. Die CSU soll-
te endlich gemeinsam mit uns vorausschauen 
und an einer gemeinsamen möglichst stark bür-
gerlich geprägten Regierung in Berlin arbeiten, 
wo wir die Grünen aus der Regierung rausbe-
kommen müssen. Und bezüglich der Arbeitsleis-
tung soll jeder CSU-Minister und Funktionär, der 
mich kritisiert, selbst in den Spiegel schauen und 
diejenigen fragen, die mich einladen. 
 

?Laut focus.de haben Sie Ihr Ziel für die 
Bundestagswahl klar definiert: „Wir stehen 

für eine ehrliche, bürgernahe Politik für unser 
Land und wollen retten, was noch zu retten ist.“ 
Was oder wen wollen Sie retten? 
 
Hubert Aiwanger: Unsere Heimat, den Wohl-
stand, die Wirtschaft, das über Generationen 
hart erarbeitete Familieneigentum… . Wir FREIE 
WÄHLER packen die Themen pragmatisch an, 
die den Menschen wirklich auf den Nägeln bren-
nen. Wir haben konkret politisch geliefert – bei-
spielsweise die ruinösen Straßenausbaubeiträge 
in Bayern genauso abgeschafft wie die Studien-
gebühren, die Gebühren für Kindergärten und 
Krippen gesenkt sowie das neunjährige Gymna-
sium wieder eingeführt. Wir kämpfen aktuell für 
die Abschaffung der Erbschaftssteuer und eine 
Reform des Bürgergeldes, so dass junge Ar-
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„Die illegale  
Einwanderung darf  
so nicht weitergehen. 
Wer hier Fehlentwicklun-
gen kritisiert, darf nicht 
einfach in die rechte 
Ecke gestellt werden.“

„Die grüne Ideologie und 
das Versagen der ande-
ren Parteien bei wichti-
gen Themen wie der Zu-
wanderung hat das Land 
tief gespalten und radi-
kale Parteien gestärkt.“
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beitsfähige wieder zur Aufnahme einer Arbeit ge-
bracht werden sollen – auch Zuwanderer. An-
dernfalls stürzt unser Land in gesellschaftlichen 
Unfrieden. Die illegale Einwanderung darf so 
nicht weitergehen. Wer hier Fehlentwicklungen 
kritisiert, darf nicht einfach in die rechte Ecke ge-
stellt werden. Wir brauchen bezahlbare Energie-
preise. In Bayern treiben wir den Ausbau der Er-
neuerbaren Energien mit Vernunft und Bürger-
beteiligung voran und machen Bayern zum 
Wasserstoff-Land Nummer 1 in Deutschland. Wir 
wollen unsere Gesundheitsversorgung absi-
chern, Krankenhausschließungen und den dro-
henden Pflegenotstand verhindern. Landwirt-
schaft und Handwerk sind bei uns im Mittelpunkt 
der Politik, grüne Ideologie lassen wir nicht zu. 
Wir stehen zu Familien und Brauchtum. Eigen-
tum und Leistung müssen wieder politisch unter-
stützt werden, die Leistungsträger und die ar-
beitende Bevölkerung dürfen sich nicht zuneh-
mend veräppelt fühlen. Die vernünftigen 
Menschen brauchen eine politische Heimat in 
Deutschland: Das sind die FREIEN WÄHLER – 
ideologiefrei und pragmatisch. 
 

?Sie wollen laut focus.de vor allem die Bünd-
nisgrünen aus der Regierungsverantwortung 

drängen. Ist das nicht Wunschdenken, zumal der 
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Friedrich Merz 
sich auch bereits eine Option für Schwarz-Grün 
offengehalten hat? 
 
Hubert Aiwanger: Ja, es ist mir völlig unver-
ständlich, dass sich die Union den Grünen an den 
Hals wirft, anstatt das klare Ziel zu formulieren, 
eine bürgerliche Regierung ohne die Grünen zu 
bekommen. Das ist das erklärte Ziel der FREIEN 
WÄHLER. Siehe Bayern. Zu Jahresbeginn 2023 
habe ich den Wunsch formuliert, bei der Land-
tagswahl vor den Grünen zu landen. Unsere Poli-
tik des gesunden Menschenverstands hat sich 
durchgesetzt: Nach der Landtagswahl sind die 
FREIEN WÄHLER mit 15,8 Prozent zweitstärkste 
Kraft im Bayerischen Landtag. Wahrscheinlich 
beginnt vieles im Leben mit Wunschdenken. 
 

?Bekanntermaßen hat Deutschland kein Ein-
nahmen- sondern ein Ausgabenproblem. Wie 

wollen die FREIEN WÄHLER als Mitglied des 
Deutschen Bundestages verhindern, dass zum 
Beispiel 600 Millionen Euro Entwicklungshilfe an 
die Supermacht China gezahlt und 200 Millionen 
Euro für die Umsetzung der Klimaziele in Kolum-
bien ausgegeben werden? 315 Millionen Euro ge-
hen für den Ausbau des Radwegenetzes in Peru, 
184 Millionen Euro für die Korruptionsbekämp-
fung in Serbien, 100 Millionen Euro für eine sozi-
alverträgliche Energiewende in Senegal und vier 
Milliarden Euro für „grüne Energie“ in Afrika. Wir 
reden von insgesamt ca. 43 Milliarden Euro. 

 
Hubert Aiwanger: Wir stellen auf den Prüfstand, 
was es wirklich braucht und wobei es sich um un-
nötige Prestigeprojekte handelt. Das Geld Milli-
onen deutscher Steuerzahler muss sinnvoll und 
zielführend ausgegeben werden und jede nicht 
essenzielle Ausgabe überdacht werden –  das 
sind wir der arbeitenden Bevölkerung schlicht 
und einfach schuldig. 
 

?Welche Maßnahmen halten Sie für notwendig, 
um die innere Sicherheit in Deutschland zu 

stärken, aber gleichzeitig die Freiheitsrechte der 
Menschen zu gewährleisten? 
 
Hubert Aiwanger: Freiheit, Eigenverantwortung 
und Sicherheit sind wichtige Säulen, die unsere 
Gesellschaft in Zeiten wachsender Unsicherheit 
stützen. Sicherheit und Freiheit bedingen einan-
der und sollten nicht gegeneinander ausgespielt 
werden. Denn die innere Sicherheit garantiert 
Rechtsstaat und Demokratie. Wir FREIE WÄHLER 
stehen zu unseren Sicherheits-Institutionen wie 
Polizei, Bundeswehr oder Katastrophenschutz. 
Die unkontrollierte Zuwanderung und das Be-
schönigen der Fehlentwicklungen haben die In-
nere Sicherheit in Deutschland verschlechtert. 
Gerade mit Blick auf die Europawahl 2024 gilt es 
festzuhalten, wie wichtig es ist, dass wir uns auf 
EU-Ebene auf die Sicherung von Frieden, Wohl-
stand und Sicherheit konzentrieren müssen. Um 
die völlig überlasteten Kommunen in Deutsch-
land nachhaltig zu entlasten, müssen die EU-
Außengrenzen besser gesichert werden. Krimi-
nelle Einwanderer müssen abgeschoben werden. 
 

?Einige Stichworte: Unkontrollierte Zuwande-
rung seit Merkels „Wir schaffen das“, Erleich-

terung bei der Einbürgerung durch Doppelpass, 
Abschiebung abgelehnter Asylbewerber. Ihre 
 Position? 
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„Landwirtschaft und 
Handwerk sind bei uns 
im Mittelpunkt der  
Politik, grüne Ideologie 
lassen wir nicht zu.“

„Sicherheit und Freiheit 
bedingen einander  
und sollten nicht  
gegeneinander  
ausgespielt werden.“
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Hubert Aiwanger: Zur Zeit von Merkel wurden 
gravierende Fehler gemacht und, noch schlim-
mer, die Ampel hat die Fehler der Merkel-Regie-
rung bei der Zuwanderung nicht nur fortgesetzt, 
sondern verschlimmert. Es ist ein Fehler, Asyl-
bewerbern weiterhin so viel Bargeld auszube-
zahlen, anstatt weitgehend auf das Sachleis-
tungsprinzip zu setzen. Viele Migranten kommen 
nach Deutschland auch wegen der hohen Bar-
geldleistung, um Geld nach Hause überweisen 
zu können. Bayern nimmt mit der Einführung der 
Bezahlkarte für Zuwanderer eine Vorbildrolle für 
ganz Deutschland ein. Es spricht zudem Bände, 
dass in Deutschland im Vergleich deutlich weni-
ger Geflüchtete aus der Ukraine arbeiten als in 
anderen EU- Ländern. Da läuft etwas bei uns 
falsch. Deshalb sollten auch Ukraine-Flüchtlinge 
nicht sofort das Bürgergeld bekommen. Außer-
dem funktioniert das Schengener Abkommen 
nicht richtig. Der Großteil der Migranten in die 
Sozialsysteme kommt unkontrolliert und unre-
gistriert an den deutschen Grenzen an. Für einen 
einheitlichen Raum ohne Kontrollen an den 
Binnengrenzen, wie es der Schengen Raum sein 
soll, ist eine gemeinsame Politik für den Schutz 
der Außengrenzen dringend erforderlich. Das 
müssen Berlin und Brüssel endlich erkennen. 

Weil verträumte Grüne und eine vollkommen be-
ratungsresistente Innenministerin nicht konse-
quent handeln, werden unsere Kommunen im-
mer stärker belastet. Beruhigungspillen wie das 
Rückführungsverbesserungsgesetz – bei dem 
wir über etwa 600 Ausweisungen im Jahr spre-
chen – helfen nicht mehr weiter. 
 

?Werden Sie als FREIE WÄHLER auch das The-
ma „Abwanderung aus Deutschland“ thema-

tisieren – also eine Debatte über den geistigen 
Aderlass zu führen, der von einer sechsstelligen 
Zahl gut ausgebildeter und leistungsbereiter jun-
ger Menschen ausgeht, die der deutschen Büro-
kratie und einer chaotischen Politik den Rücken 
kehren? 
 
Hubert Aiwanger: Ein großes Problem ist derzeit, 
dass sehr viele Qualifizierte Deutschland verlas-
sen. Das liegt an überhöhten Einkommensteuer-
Tarifen und der ungerechten, teils massiv ge-
stiegenen Erbschaftssteuer, die Betriebsüber-
gaben immer öfter unmöglich macht. Wir sollten 
uns zunächst darum kümmern, dass die, die 
schon hier sind, uns nicht davonlaufen oder ihre 
Betriebe aufgrund von Steuervorteilen ins Aus-
land verlagern. Wenn wir das schaffen, wird 
Deutschland für ausländische Fachkräfte auto-
matisch attraktiver. Außerdem brauchen wir ei-
ne Flexibilisierung der Arbeitszeiten und Qualifi-
zierung statt Bürgergeld für junge Arbeitsfähige 
und qualifizierte Zuwanderung. Und: Die FREIEN 
WÄHLER konnten mehr Berufspraxis in Bayerns 
Schulen in der vergangenen Legislaturperiode 
durchsetzen. Wir wollen die praktischen Berufs-
bilder noch mehr stärken und haben dazu den 
Meisterbonus auf 3000 Euro erhöht. 
 

?Ihre Haltung zum Ukraine-Russland-Krieg? 
Halten Sie die Waffenlieferungen an die Ukrai-

ne für sinnstiftend oder präferieren Sie einen an-
deren Weg, den Deutschland in dieser Frage ge-
hen sollte? 
 
Hubert Aiwanger: Wir dürfen nicht akzeptieren, 
dass die Ukraine von Russland besetzt wird. Es 
ist dringend nötig, dass sich die USA, China und 
Europa mit Russland und der Ukraine zu Ge-
sprächen treffen, mit dem Ziel, den mörderi-
schen Krieg schnell und fair zu beenden.        n 
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„Weil verträumte Grüne 
und eine vollkommen  
beratungsresistente 
Innenministerin nicht 
konsequent handeln, 
werden unsere  
Kommunen immer  
stärker belastet.“

Mit Hubert Aiwanger 
sprach Janina Schäfer.
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